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Bedeutung der Staatshilfe in der Arbeiterfrage. 


Die Arbeiterfrage exiſtirt. Die Nachwelt würde dem Staatsmann, 
der eine Bewegung deßhalb Ignoriren wollte, weil fie ihm ungelegen 
kommt, oder weil er ſie von dem Geſichtskreiſe der überkommenen 
Staatsanſchauung aus nicht zu erfaſſen welß, zu wenigem Danke ver⸗ 
pflichtet fein. Aufhalten läßt ſich eine focſale Bewegung freilich weder 
durch Ignorirung noch durch Praventſv. Polizei. Aber der Staat kann 
auch ohne ſchwere Cultureinbuße ſich nicht von der Macht einer focia⸗ 
len Bewegung überrumpeln, erdrücken laſſen. Es genfigt nicht z. B. 
blos die polizeiliche Seite der Arbeiterfrage ins Auge zu faſſen, 
fobald die Frage als ſoeiale Bewegung erkannt und gefühlt wird. 
Abwehr gegen gewaltſame Eingriffe in die beſtehende rechtliche Ord⸗ 
iſt zwar immer und gegenüber jeder Bewegung gerechtfertigt. Dieſe 
polizeiliche Action reicht aber nur dort aus, If aber nur dort wahr⸗ 
haſt friedensſichernd, alſo auch ſtagtzmännlſch erſchöpfend, wo die er⸗ 
ſchütternde Bewegung nicht ſelbſt als ein Product der forlſchreitenden 
Entwicklung der concreten Staatsgeſellſchaft, und ſei es ſelbſt als ein 
Product der Krankheit oder Fäulniß, erkannt wird. 

Der Staat wird bald eine pofitive Stellung zur Frage nehmen 
müſſen, zu einer Frage, die auf eine Relhe kiefeinſchneideuder Reſormen 
in der heutigen ſtaaklichen Ordnung, namentlich in der Rechtsordnung 
hinweiſt. In Staaten, welche von inneren Verfaſſungskämpfen nicht 
zerwühlt find, oder wo man, höhere Ziele gefammtſtaatlicher Cultur⸗ 
beſtrebungen im Auge haltend, den Muth und damit die Kraft 
hat, die Leidenſchaften der nach Beherrſchung des 
Staatswilleus ringenden Parteien zu ignoriren, hat 
man ſchon begonnen. England varan, dann der Norddeutſche Bund 
haben ſchon Bauſteine aufgetragen. Aber auch die kleineren Staaten 
denken ſchon über die Frage nach, über die Frage, wie der Staat zu 
helſen hat. 

Es iſt intereſfant in der „Zeitſchriſt für badiſche Verwaltung und 
Berwaltungerechtspflege“ die Arbeiterfrage mit Rücksicht auf Baden 
in einem Aufſatze eines Stantsbeamten des Oberamtmannes v. Feder 
behandelt zu ſehen. Wir heben aus der großeren Arbeit einige die 


dleßſällige Aufgabe des Staats beleuchtende Gefichtspunkte hervor, Es 
wird dort gefagt: 

Materielle Beſitzfragen haben immer die Maſſen am leichteſten 
entzündet und am ſchnellſten organlſirt, man denke nur an die Acker⸗ 
vertheilungsfrage im alten Rom bis herab auf unſere Tage, wenn es 
ſich in der Gemeinde um BVertheilung von Gemeinde- ader Almend⸗ 
gut handelt. Das verlockende Ziel größeren Lebensgenuſſes blendet 
die Maffe, die um die Mittel, dahin zu gelangen, wenig verlegen, 
auch in Wege einlenkt, die ſchlleßlich in das Grab aller bürgerlichen 
Freiheit und Cultur einmünden. Wer bürgt uns aber dafür, daß die 
zur Zeit noch völlig gefunden Grundlagen unfrer wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe nicht ſchon in den nächſten Jahrzehnten eine weſentliche 
Unmgeſtaltung erleiden und krankhafte Erſcheinungen erzeugen, die im 
Drang nach gewaltſamer Löſung die ſogenannte Arbeiterfrage auch bei 
uns eine bedenkliche Geſtalt annehmen läßt. Es ſcheint mehr als wahr⸗ 
ſchelnlich, wenn auch eingehende Erhebungen dafür nicht geltend gemacht 
werden können, daß die Vertheilung von Grund und Boden durch fort: 
währende Güteraukäuſfe des großen concentrirten Capitals, weſentliche 
Veränderung nach und nach erleldet, die nachtheilig auf die Bewirth⸗ 
ſchaftung und den Stand der landbauenden Bevölkerung einwirken. 
Sicher ift ferner, daß mit der immer größeren Ausdehnung der Indu⸗ 
ſtrie dem Ackerbau Kräfte entzogen und dem eigentlichen Fabrilarbeiter⸗ 
ſtande zugeführt werden, der aber als neues Element der bürgerlichen 
Geſellſchaft unter den gegebenen Verhältniſſen leider nicht geeignet 
iſt, die phyſiſche und moraliſche Geſundheit der Bevölkerung mit 
erhalten und befördern zu helſen. Inſoſern hat alſo die ſogenannte 
Arbeiterfrage ſchon jetzt für uns ein practifcheg Gewicht, als die Zur 
nahme der Fabrikarbelterelaſſe in beſtimmten Progreſſionen auf eine 
nachhaltige Verminderung der landwirthſchaftlichen Arbeitskräfte ſchließen 
läßt. Dies im Einzelnen nachzuweifen, kann nur den exacten Arbeiten 
der Statiſtik gelingen und zwar einer Induſtrieſtatiſtik in vergleichen 
der Verbindung mit einer Ackerbauſtatiſtik, worunter wir eine Solche 
verſtehen, dle nicht blos die landwirthſchaftlichen Producte, den Umfang 
der bebauten Fläche, die Tagloͤhne, die Durchſchnittepreiſe und Erndte⸗ 
ergebniffe erhebt, fondern ſich noch auf die Parzellirung des Grund» 
eigenthums (Großgrundbeſitz, Mittel⸗ und Kleinbau), Zahl ber Acker⸗ 
bautreibenden und der landwirthſchaftlichen Taglohner, Ab⸗ und Zugang 
von Grundeigenthum in den Beſitz zur „tobten Hand“, Zahl der zur 
Ernährung einer Familie durchſchnlttlich erforderlichen Morgen baubaren 
Bodens, Procentfatz der Steuern und Abgaben zu dem Exträgniß 
eines Morgens feſtzuſtellen ſucht. 

Thatſaͤchlich iſt die Bedeutung der Arbeiterfrage anerkannt durch 
die Anſtrengungen und erfolgreichen Bemühungen der verſchiedenſten 
Factoren im Staautsleben, dem Arbeiter eine würdigere ſociale Stellung 
zu erringen. Hierauf zielen alle die Auſtalten und Eiurichtungen ab, 
welche die intellectuelle und ſittliche Ausbildung, wie die materielle 
Beſſerſtellung der arbeitenden Claſſen zur Aufgabe haben und zwar 
theils unter Mitwirkung des Staates und der Gemeinden, theils 
ohne ſolche im Wege der freien Aſſociation. Das erſtere Ziel fällt in 
den Rahmen des allgemeinen Slaatszweckes neben Erhaltung der 
Rechtsordnung auch geiftig bildend und ſittlich veredelnd auf die Staats ⸗ 
genoffen einzuwirken, und fo die Grundlage fir ein immer höheres 
und reineres Culturleben zu erweitern und zu befeſtigen. 
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Neben der Volkschule wirken hier im Intereſſe der Fabrik⸗ 
bevölkerung die Kleinkiuderbewahranſtalten, die Induſtrieſchulen, die 
Fortbildungsſchulen, die Fabrikſchulen, die höheren Bürgerſchulen und 
die immer größere Bedeutung erlangenden eigentlichen Gewerbeſchulen. 
Daneben entfaltet die Vereinsthätigkeit eine nicht zu unterſchätzende 
Thätigkeit in den Gewerbevereinen, Arbeiterfortbildungevereinen, Arbeit 
und Geſellenvereinen, die ſich alle die Aufgabe ſtellen, den Arbeiter fi 
Llich, getftig und geſellſchaftlich emporzuheben und ihn damit auch erwerbs⸗ 
fähiger und ſelbſtändiger zu machen. Direrter auf die materielle Lage 
der Fabrilbevölkerung wirken aber jene genoſſenſchaftlichen Verbindun⸗ 
gen ein, die, ganz dem modernen öffentlihen Gemeingeift angehörend, 
der hoͤchſten Beachtung werth find, nämlich die Genoffenſchaftsinſtitute 
in ihren verſchledenen Abtheilungen; von deu einfachſten auf Selbft⸗ 
hilfe gegründeten Aſſociatiouen zur Auſchaffung von Lebensbedürfuiſſen, 
von Rohstoffen, von Wohnungs räumen unter möglichſt günftigen Bedin⸗ 
gungen (die fog. Conſum⸗, Rohſtoff- und Baugenoſſenſchaften), von beit 
Vereinen zur Erleichterung des Abſatzes (Magazinvereine, Ausſpielungs⸗ 
vereine und Induſtrieausſtellung), von den Genoſſenſchaften zur Anles 
gung von Spargeldern und zu gegenfeitiger Unterſtützung in Unglücks⸗ 
fällen (Spar⸗, Kranken- und Sterbkaſſenvereine), bis hinauf zu den 
complicirten Anftalten der Volksbanken (Vorſchuß⸗ und Creditvereſue), 
welche eine erſtuuneuswerthe Verbreitung erreicht und eine Wirkſamkeit 
entfaltet hoben, die alle Erwartungen übertroffen hat. Man darf 
jedoch dieſe letzteren Inftitute in Bezug auf die Köfung 
der Arbeiterfrage nicht überſchätzen. Dieſelben kommen 
immerhin vorzugsweiſe nur dem Kleinhandwerker, hie und da auch 
den Landwirthen und Handeltreſbenden zu Gute, weit weuiger aber 
dem eigentlichen Fabrikarbeiter. Dies wird erſt dann der Fall ſein 
können, wenn überhaupt das Genoſſenſchaftsweſen eine weitere geſetz⸗ 
liche und praktiſche Fortbildung durchgemacht hat. 

Darin liegt die nächſte Aufgabe, welche die Arbeiterfrage ſtellt. 
Der Zielpunkt dieſer organtfatorifhen Thätigkeit kann aber kein 
anderer fein, als die Auffindung eines Durchgangweges für den Fabrtk⸗ 
arbeiter, aus der Gebundenhelt der Arbeitslöhne zu einer hoheren, der 
Qualitat der Arbeitskraft entſprechenden Verwerthung dleſer im Wege 
der Affociation der Arbeiter ſelbſt zu gelangen. Der Beweis, daß die 
„Productivgenoſſenſchaſten“ auch ohne Beanſpruchung des Staatscredits 
rein im Wege der Affociatiou moglich find, kann nicht mehr angezwei⸗ 
felt werden, die Beſſpiele liegen vor. Dleſer Entwickelungsproceß des 
Genoſſenſchaftsweſens innerhalb der geſetzlichen Bahnen zum Abſchluſſe 
kommen zu laſſen und dabei thunlichſt zu fördern, erachten wir nicht 
blos als ein Gebot der Staatsklugheit, ſondern als eine im Intereſſe 
der Eultur und Humanſtät der bürgerlichen Geſellſchaft und ihren 
Vertretern auferlegte ernſte Pflicht. Auch bel uns wird es ſich daher 
fchon jetzt empfehlen laſſen, durch techniſche Commiſſionen an den ein⸗ 
zelnen Fobrikorten feſtzuſtellen, ob und in wiewelt die Verhältniſſe 
und Mittel dazu angethan find, das Genoſſenſchoſtsweſen in dieſer 
Form weiter zu entwickelu. Dieſe Erwerbsgenoſſenſchaften haben unbe: 
dingt eine große Zukunft für ſich, denn ſie ermöglichen eine gerechtere 
Orgauiſation der Arbeitskräfte und damit eine perſönliche Beſſerſtellung 
der arbeitenden Claſſen herbeizuführen, wodurch allein eine friedliche 
und befriedigende Löſung der Frage angebahnt erſcheint. Immer mehr 
überzeugen ſich die Arbelter ſelbſt, daß durch Arbeitseinſtellungen und 
andere auf Preſſion und Einſchüchterung abzielende Maßnahmen ihnen 
auf die Dauer uicht gedient fein kann. Sie miſſen auch in ihrer 
Mehrzahl die bedenklichen Folgen ſehr zu würdigen, die ein gewall⸗ 
ſamer Druck auf den Lebensnerv der Induſtrie, „das große Capital“, 
für biefe haben, und welche politiſche Calamitäten eine Ausbeutung 
der Stantemittel und des Staatscredits zu Gunſten der Arbeiter in 
einer die übrigen Steuerpflichtigen eluſeitig belaſteuden Weiſe im 
Gefolge haben müßte. 

Allein ſolche Geuoſſenſchaften werden nur dann einen durchgrei⸗ 
fenden und wohlthätigen Erfolg auf die Desorganiſation der Arbeiter 
verhältmiffe auszuüben vermögen, erſtens, wenn fie unter Verhältniſſen 
in Angriff genommen werden, die noch einen ruhigen und klaren Ueber: 
blick über die Arbeiterzuſtände zulaſſen; zweitens, wenn ſie ſich, wo 
immer möglich, an bereits beſtehende ſolide Fabrikunternehmungen 
anlehnen, damtt fie nicht dem Schwindel und hereinbrechenden Geſchäfts⸗ 
kriſen alsbald zum Opfer fallen, und endlich drittens, wenn die 
Regierungsgewalt durch ihre Organe bei der Ausführung dieſer ſocialen 
Reformen mitzuwirken ſich entschließt. 

Nach abftracten jariſtiſchen Begriffsdeductionen 
über das Weſen des Staates wird nun freilich von gewiſſer 
Seite die Einmiſchung der Staatsgewalt in dieſe Frage als etwas 


Ungehöriges angeſehen. Geht man aber, ſtatt in gelehrter Weiſe die 
Begriffe zu ſpalten, in die Sache ſelbſt ein, ſo reduciren fich die 
Bedenken nicht ſowohl auf die allgemeine Frage der Berechtigung, als 
darauf, wann für den Staat der Zeitpunkt zum Eintreten in das 
Gebiet focialer Reformen gekommen, und in welcher Weiſe die Durch⸗ 
führung derſelben erfolgen ſoll. 

Erwägt man, daß der Staat hier eigentlich nichts weiter dar⸗ 
ſtellen fol, als die auf einem beſtimmten Territorium orgaulſirte bür⸗ 
gerliche Geſellſchaſt, jo ſcheint hieraus mit Nothwendigkeit zu folgen, 
daß, wenn dieſe auch nur in Bruchtheilen von erheblichen Krankheits⸗ 
ſymptomen ergriffen wird, auch das organiſche Gebilde, in welchem 
die Geſellſchuft als Staat zur Darſtellung und Machtentfaltung gelangt, 
in's Mitleid gezogen werden und gegen dieſe Krankheit reagiren muß, 
um ſie zu überwinden. 

Wir erlauben uns hier das Urtheil eines Mannes anzurufen, 
deſſen wiſſenſchaftliche Competenz wohl ſchwerlich von irgend einer 
Seite bemängelt werden kaun, nämlich Dr. Engel, eine auf dem 
Gebiete der Volks⸗ und Staatswiſſenſchaft und Statiſtik bekaunte lite⸗ 
rariſche Größe. Nach Dr. Engel liegt der Fehler des Juduſtrie⸗ 
ſyſtems vorzugsweiſe darin, daß dasfelbe die Regelung des Verhält⸗ 
niſſes zwiſchen Arbeit und Eapital lediglich dem Geſetz von Angebot 
und Nachfrage überläßt. Er ſagt, es ſei allerdings Niemand rechtlich 
gezwungen, ſeine Arbeit für einen Arbeitslohn hinzugeben, der ihm 
nicht convenirt. Allein, was könne die größte rechtliche Freiheit helfen, 
menu die natürliche fehle? Der Leib des Menſchen habe, fo lange er 
lebe, unabweisbare und fo dringende Bedürfniſſe, daß fie täglich befrie⸗ 
digt werden müßten. Der Naturzwang wirke mithin in dem Beſitz⸗ 
loſen, lediglich auf den Ertrag feiner Arbeit Angewieſeuen mit folder 
Mächtigkeit, daß dieſer ſich nicht lauge bei dem Suchen eines Erwer⸗ 
bes aufhalten und Bedingungen für ſeine Arbeitshingabe ſtellen kann. 
Um nun die Arbeiter zu ökonomiſcher Freiheit und Selbſtändigkeit zu er⸗ 
heben, wird das entſcheidende Gewicht auf die richtige Formulirung 
des Arbeitsvertrages gelegt und zwar in einer Weiſe, 
die eben das Weſen der ſogenannten Broductingenoffen 
ſchaften charalteriſirt. Dieſem Syſtem prophezeit Engel eine 
raſche Verbreitung, denn es fei eben fo praktiſch wie wiſſenſchaftlich richtig 
und ſofort und überall ausführbar, dabet aber auch eminent politiſch, weil 
es die Kluft ousfülle, die heute noch den Fabrikherrn von ſeinen Ar⸗ 
beitern trenne. 

Ueber die Nothwendigkeit einer thätigen Mitwirkung der Regie⸗ 
rungsgewalt bei Ausführung dieſer focialen Reformen bemerkt Engel: 
In Mitten der herrſchenden volkswirthſchaftlichen Anarchie würde eine 
Menge gewiſſenloſer Unternehmer raſch bei der Hand fein, ihre auf 
ſchwachen Füßen ſtehenden oder gar in verſchleierker Inſolvenz befind⸗ 
lichen Unternehmungen in Arbeitsgeſellſchaften zu verwandeln. Da 
müſſe der Staat helfend eingreifen, er müſſe Regulirungs⸗Commiſſionen 
in's Leben rufen, die Trausformatiguen überwachen, die Arbeiter vor 
Ausbeutung, die Arbeitgeber vor Schädigung ſchützen, ungefähr fo, wie 
er es bei deu agrariſchen Ablöſungen gethan habe. Hier erblühe 
alfo der Geſetzgebung und Verwaltung ein neues Feld 
reicher Thäligkeit und dieſe Staatshilfe werde eine 
geſegnete ſein. 

Dr. Engel iſt alfo der Meinung, daß der Staat die Einführung 
dieſes Syſtems zu vermitteln und damit zugleich die Organſſation des 
gefammten volkswirthſchaftlichen Lebens in's Auge zu fofſen habe. 

Dazu kann aber nur die hiftorifch-ftatiftifche Methode die Wege 
vorzeſchnen. Erſt nachdem die Fundamentalprincipien der volkswirth⸗ 
schaftlichen Organiſation erkannt und in das öffentliche Bewußtſein 
eingedrungen find, wird der Staat an dieſe bedeutſame Arbeit zu 
gehen haben. 

. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die autonomen Orgaur find nicht competent über das Suhjett des 
Concurrenten zu Schulzwecken eine Entscheidung zu fallen. 

Zu der katholiſchen Schule in V. in Böhmen gehören nebſt V. 
noch ſechs andere Ortſchaſten der Umgebung. Nachdem im Jahre 1856 
die Zahl der ſchulpflichtigen Kinder die Höhe von 164 Köpfen erreicht 
hatte, wurde am 31. October 1856 die Verhandlung wegen Beſtellung 
eines Unterlehrers gepflogen. Das Ergebniß war, daß die Gemeinde 
V. ſich verbindlich machte, einen Dotationsbeitrag jährlicher 30 fl. zu 
leiſten, während die anderen Gemeinden kleinere Beträge auf ſich 


— 119 — 


nahmen. Die Einbringung ſollte im Wege der Reportirung auf die 
direkten Steuern ſtatt haben; bezüglich der Gemeinde V. wurde aus⸗ 
nahmsweiſe feſtgeſetzt, daß der betreffende Betrag an den Unterlehrer 
„aus der Gemeindekaſſe“ gezahlt werde. Bei einer am 20. Februar 
1862 ſtattgehabten Protokollarverhandlung wurde von Seite der 
Gemeinden der Wuuſch ausgesprochen, der Gemeindebetrag möge in 
der runden Summe von 100 fl. bemeſſen und nach den directen 
Steuern der katholiſchen Inſaſſen auf die einzeluen Gemeinden au⸗ 
repartirt werden. Dieß wurde vom Bezirksamte am 26. März 1862 
und zwar in der Weiſe zugeſtanden, daß die Meyartition nach den 
Gemeinden erfolgen ſolle, worauf die Gemeindevorſteher den Betrag 
auf die einzelnen katholiſchen Juſaſſen umzulegen, einzuheben und 
viertelfährig an den Lehrer im Vorhinein abzuführen haben. Auf die 
Gemeinde V. eutſiel eine Tangente von 20 fl. 94 kr. und es erging 
an dieſe Gemeinde im Widerſpruche mit der im Verhandlungsprotokolle 
vom 31. October 1856 feſtgeſetzten Ausnahme, wie an die andern 
Gemeinden, die gleiche Weiſung, dieſen Betrag weiter auf die einzelnen 
katholiſchen Inſaſſen zu repartiren. 

Eine am 20. März 1863 eingebrachte, gegen die Zahlung des 
Betrages aus der Gemeindekaſſe gerichtete Eingabe der Gemeindever⸗ 
tretung von V. wurde vom Bezirksamte unterm 11. Juli 1863 
abweislich beschieden, da im Protokoll vom 31. October 1856 die 
Zahlung ausdrücklich auf die Gemeindekaſſe übernommen worden iſt, 
und auch der evangeliſche Unterlehrer feinen Gehalt aus der Gemeinde⸗ 
kaſſe bezieht, 

Der Bezirksausſchuß, an welchen ſich nun die Gemelndevertretung 
von V. gewendet hatte, ſchloß ſich mit Entſcheidung vom 2. Juli 
1868 der letztausgeſprochenen Anſchauung des Bezirksamtes au, indem 
das maßgebende Protokoll vom 20. Februar 1862 eine Vertheilung 
auf die einzeluen katholiſchen Gemelndeinſaſſen nicht kenut, vielmehr 
die Zahlung durch die einzelnen Gemeinden nach Maßgabe der directen 
Steuern der katholiſchen Inſaſſen feſtſetzt; auch ſei ſchon vor dieſer 
Verhandlung der Betrag unmittelbar aus der Geineinbefaffe geleiſtet 
worden. Bezüglich des bezirksamtlichen Erlaſſes vom 26. März 1862 
bemerkt der Bezirksausſchuß, daß derſelbe allerdings die weilere Repar⸗ 
tirung der die einzelnen Gemeinden treffenden Quoten auf die Orks⸗ 
inſaſſen anordne, daß dieſe Anordnung aber keine Giftigfeit haben 
konne, inſoweit fie von den Punckatlonen des Commiſſtonsprotokolls 
abweicht. 

Dieſelbe Anſicht wurde auch mit weiterer Entſcheidung des Landes: 
ausſchuſſes vom 10. März 1869 ausgedrückt. 

In dem gegen dieſe letztere Entſcheidung eingebrachten Recurſe 
an das Cultus⸗ und Unterrichtsmintſterſum bat nun die Gemeinde B., 
daß der für den katholiſchen Unterlehrer ausgemittelte Gehaltsbeitrag 
nicht aus der Gemeindekaſſe geleiftet, ſondern auf die katholifchen 
Inſaſſen von V. anvepartivt und bel biefen eingehoben werde. 

Die vom Miniſterjum zur Aeußerung aufgeforberte Statkhalterei 
ſchloß ſich in merito den Ausſprüchen der autonomen Organe au, 
ſprach aber für die Frage, wer einen Lehrergehaltsbeltrag zu leiſten 
habe, die Kompetenz der politiſchen Behörden an. 

Ueber die dadurch iu Anregung gebrachte Frage der Competenz 
hat fi das Miniſterium des Innern unterm 29. Jun 1870, Z. 8125, 
in folgender Weiſe ausgeſprochen: 

Dus Miniſterium pflichte der Anſicht der Stakthalterri bel, daß 
die politiſchen Behörden zur Entſcheldung berufen waren, wer einen 
Lehrergehalt zu lelſten habe, und daß erſt daun, wenn durch die eom⸗ 
petente Entſcheidung der politiſchen Behörben einer Gemeinde eiue 
Beitragsleiſtung dießfalls bereits auferlegt worden war, es den auto⸗ 
nomen Organen zukommen konnte, über die Art und Weiſe der Auf⸗ 
bringung und Bedeckung des Eoncurrenzbeilrages innerhalb der Gemeinde 
zu entfcheiben 2). Nathdein es ſich bei der Entſcheidung des Bezirks⸗ 
ausſchuſſes vom 2. Juli 1868 nicht darum gehandelt hat zu beſtimmen, 
in welcher Art und Weife der gemäß Erlaſſes des Bezirksamtes vom 
11. Juli 1863 aus der Gemeindekaſſe in B. zu beſtreitende Betrag 
auf den Gehalt des Unterlehrers an der katholiſchen Schule in B. 
im Haushalte der Gemeinde nach Maßgabe der Vermögens⸗ und Eins 
kommensverhalkniſſe derſelben feine Bedeckung erhalten ſolle, die 
bezogene Entſcheidung des Bezirksausſchuſſes vielmehr lediglich die in 
die Competenz der polikiſchen Behörden fallende Frage in's Ange faßte, 
ob die Gemeinde V. als ſolche nach Maßgabe der von der polltiſchen 


*) Durch das neue Schulgeſez vom 19. Februar 1870 (far Böhmen 
ate fih das hietänige ebnete wee Organe zu ber 
andesſürſtlichen Schulbehörde nicht geändert, wenn gleich ein anderes Orhan 
als landesfürſtliche Schulbehörde beſtellt worden äft. 


Behörde gepflogenen Verhaudlungen zur Zahlung des Coucurrenzbei⸗ 
trages verpflichtet ſei oder nicht, da feruer der Bezirksausſchuß hierbei 
auch die frühere Eutſcheidung des Bezirksamtes vom 26. März 1862 
bezüglich ihrer Richtigkeit feiner Beurtheilung unterzog, letztere Ent⸗ 
ſcheidung fogar geradezu als uugiltig erklärte; — fo hat der Bezirksaus⸗ 
ſchuß in dieſem Falle zweifellos die Gräuzen feines Wirkungskreiſes 
außer Acht gelaſſen. Derſelbe Vorwurf trifft nuch dle Eniſcheidung 
des Laudetzausſchuffes vom 10. Marz 1869, Z. 687, da dieſer die 
Eutſcheidung des Bezirksausſchuſſes im vollen Umfange aufrecht erhält. 

Hinſichtlich der weiteren Austragung der vorliegenden Compekenz⸗ 
frage wurde ferner bemerkt, daß, wenn blos die incompeteute Enlſcheidung 
des Bezirksausſchuſſes vorliegen würde, auf Grund des 8. 79 des böhmi⸗ 
ſchen Laudesgeſetzes vom 25. Juli 1864 betreffend die Bezirksvertretun⸗ 
gen vorgegangen und die Vollziehung des incompetenten Beſchluſſes un⸗ 
terſagt werden könnte. Allein es llege hier berelts ein Beſchluß des 
Landesausſchuſſes vor, und dem letzteren gegenüber fei weder der 
politiſchen Landesſtelle, noch den oberſten Verwaltungsbehörden geſetzlich 
das Recht der Uunterfagung des Vollzuges eingeräumt; gegen Ent⸗ 
ſcheidungen der Landesausſchüſſe ſei eine Berufung an die oberſten 
Verwaltungsbehörden nicht ſtatthaft. Werden Beſchwerden gegen 
Beſchluſſe eines Landesausſchuſſes dennoch eingebracht, jo können bie: 
ſelben, wenn ein Eingriff in den Wirkungskreis der Verwaltungs⸗ 
behorden wahrgenommen wird. zum Anlaß genommen werden, mit 
dem Landesausſchuſſe wegen Klarſtellung der Competenz in Verhand⸗ 
lung zu kreten, und falls eine Uebereinſtimmung der Anſichten nicht 
erzielt wird, den Antrag auf Entſcheſdung des (bejahenden) Kompetenz 
conflieles im Grunde des Art. 2, Abs. 9, des Staatsgrundgeſetzes 
vom 21. December 1867 über die Einſetzung des Reichsgerichtes 
(Nr. 143 R. -G. -B.) und des F. 15 des Geſetzes vom 18. April 
1869, Nr. 44 R.⸗G.⸗B., bei dein Reichsgerichte einzubringen. Km. 


Zur Frage der Heranzlehung auswärts wohnender Einkommenſteuer⸗ 
pflichtiger zu den Comunnalanlageu mit Ruckſlcht auf die 88. 2 und 239 
des Statuts der Stadt Trieft vom 12. April 1850. 


Nach mehrjährigen Verhandlungen wurde mit den Finauzmini⸗ 
ſterial-Erlöſſen dom 31. October 1864 und 29. September 1866, 
3. 40018 und 9346, erklärt, daß die Bezuge der im Auslande ber 
findlichen Boyd Agenten und Beamten der Einkommenſteuer zu unter 
liegen haben. Es wurden ſonach deren Bezüge vom Jahre 1865 an 
beſteuerk und nebſt der Staatsſteuer auch der für Trieſt beſtehende 
Gemeindezuſchlag bemeſſen. 

Gegen letztere Auflage remonſtrixte der Lloyd mit dem Bemerken, 
daß die Stadtgemeinde Trieſt kein Recht zur Einhebung dieſer Zur 
Schläge haben könne, nachdem es fi um Perſonen handle, welche im 
Auslande leben und dort ihr Einkominen beziehen und verzehren. 

Im Verlaufe der bei den politiſcheu und FinanzBehörden in 
der Angelegeuheit gepflogenen Verhandlungen wurde gegen das Recht 
der Stadtgemeinde zur Einhebung der fraglichen Zufchläge hauptſäch⸗ 
lich geltend gemacht: Der Gruundſatz, daß Zuſchläge zu den directen 
Steuern auf alle in der Gemeinde vorgeſchriebenen Steuern ohne Un⸗ 
terſchied gleichmäßig umzulegen ſeien, erleide eine nothwendige Aus⸗ 
nahme rückſichtlich der in der Gemeinde nicht wohnenden Perſonen, 
inſoferne es ſich weder um eine aus einem Realbeſitze noch aus einer 
Gewerbsunternehmuug fließendes Einkommen handelt. Dieſer Grundſatz 
ſei in der Gemeilnde-Ordnung für Iſtrien und Goͤrz ausdrücklich nor⸗ 
mirt. Der F. 29 des Statutes der Stadt Trieſt vom 12. April 1850, 
ſpreche dieß zwar nicht aus, und ließe in feiner allgemeinen Faſſung 
vielmehr eine gegentheilige Auslegung zu, indem derſelbe feſtſetzt, daß 
Perſonen, „welche in der Gemeinde ihren Wohnſitz nicht haben, nur 
die nach den landesfürſtlichen Steuern, oder und dem Realbeſitzer um⸗ 
gelegten Gemeindelaſten zu tragen haben.“ Allein, unter der Beuen⸗ 
nung „landesfürftliche Steuern“ fei zur Zeit der Publication der 
Verfaſſung von Trieſt die Einkommenſteuer offenbar nicht begriffen 
geweſen, weil dieſe Steuer erſt ſpäter zu Folge Finanzminiſterial⸗Er⸗ 
laſſes vom 3. Februar 1851, 3. 30049 (küſtenländiſches Laudesge⸗ 
jeßblatt 1851, V. Stück) auf Trieſt ausgedehnt wurde. Die Zuläſſigkeit 
des Gemein dezuſchlages zur Einkommenſteuer von in Trieſt nicht woh⸗ 
nenden Perſonen konnte daher ſchon aus dieſem Grunde zweifelhaft 
erſcheiuen. Auderſeits fei der gegenwärkige Fall der Jloyd⸗Agenten und 
Beamten feiner der gewöhnlichen. Dieſe Beamten wurden einfommen- 
ſteuerpflichtig erklärt, weil ſie Oeſterreicher ſelen und einer öſterreicht⸗ 
ſchen Unternehmung angehören, gleichniel, ob fie im Ins oder Auslande 
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domictliren. Dane ſei aber nicht nothwendigerweiſe die Vorſchreibung 
der Einkommenſteuer in Trieſt verbunden. Der Sitz der Geſellſchaft 
entſcheide nicht über die Frage, wo die Beamten derſelben ihre Steuer 
zu entrichten haben. Sie könnten dieſeſben ebeu fo gut bei ihrer zus 
ſtändigen Steuerbehörde oder überhaupt bei einem anderen Steuer⸗ 
amte als Trieſt, eventuell auch bei einem Couſulate entrichten. Die 
Llond⸗Verwaltung ermittelt nur diefe Steuerzahlung im Intereſſe ihrer 
Bedienſteten und auch in jenem des Finanzärars. Daraus könne aber 
den Einkommenſteuerpflichtigen lein Nachtheil erwachfen, es könne daraus 
nicht gefolgert werden, daß Lloyd⸗Agenten im Auslande zu ben Com⸗ 
munal⸗Umlagen der Stadt Trieſt, der fie nicht angehören, und die 
fie vielleicht gar nie betreten, aus dem Titel der Einkommenſteuer 
beizutragen haben. 

Für das Recht der Commune wurde hingegen geltend gemacht: 
Die Einkommeuſteuerpflichtigkelt der Lloyd⸗Bedienſteten, dann die Fa⸗ 
tirung, Bemeſſung und Ginhebung dieſer Steuer in Trieſt ſei eine 
entſchiedene Sache. Nach dieſer Vorausſetzung erſcheine der Grundſatz, 
daß die Zuſchläge der Steuer folgen, wohl als ein gusnahmsloſer, und 
das, was dagegen auf Grund anderer Gemeinde⸗Ordnungen angeführt 
werden wolle, könne für Trieſt, welches in feinem Statute von 
12. April 1850 die einſchlägigen Normen erſchoͤpft, nicht maßgebend 
ſein. Nun enthalte aber das Trieſter Statut im 8. 29, nachdem it 
dem vorhergehenden §. 28 die Pflichten der Gemeſudeglieder und ber 
Fremden aufgezählt find, noch jnsbeſondere die Beſtimmung: „Perſonen, 
welche in der Gemeinde ihren Wohnſitz nicht haben, tragen nur die 
nach den landesfürſtlichen Steuern oder nach dem Realbeſitze umge⸗ 
legten Gemeindelaſten.“ Durch dieſe Beſtimmung, welche ſich offenbar 
auf jene Perſonen bezieht, die weder Gemeindeglieder von Trieſt, noch 
Fremde, mithin keine Bewohner von Trieſt ſind, ſcheine der vorliegende 
Fall zweifellos entſchieden. Die Floyd⸗Bedienſteten (auch menn fie nicht 
Gemeindeglieder im Sinne des Trleſter Statutes find) find jedenfalls 
Perſonen, welche in Trieſt ihren Wohuſitz nicht haben, aber dort ein 
einer l. f. Steuer unterliegendes Einkommen verſteuernu. Es er⸗ 
ſcheine daher der Schluß ganz berechliget, daß dieſe Bedienſteten 
auch die hienach umgelegten @emeindelaften zu tragen haben. Der 
Grund liege eben darin, daß die Steuer in Trieſt entrichtet werden 
muß, und dieſer Grund würde entfallen, wenn die Steuer bei einem 
Conſulate oder überhaupt in einem Orte des In- oder Auslandes ent⸗ 
richtet werden könnte. Die Einwendung, daß unter die Beneunung 
I. f. Steuern zur Zelt der Publication des Trieſter Statutes die 
Einkommenſteuer nicht verſtanden war, ſcheine nicht nur an und für 
fich zu weitgehend, ſondern auch inſoferne nicht ganz zutreffend, als 
dieſe Steuer, wenn dieſelbe auch erſt im Februar 1851 auf Trieſt 
ausgedehnt wurde, doch ſchon vor Erlaſſung des Trleſter Statutes, 
nämlich in Folge a. h. Patentes vom 29. October 1849, R. G. B. 
Nr. 439, für die Mehrzahl der übrigen Kronländer beſtanden hat. 
Die weitere Einwendung, daß die Lloydbeamten die Einkommenſtener 
auch bel einer andern Steuerbehörde als jener von Trieſt eventuell bel 
einem k. und k. Confulate entrichten könnten, fei ganz belanglos, nach⸗ 
dem ja eben die für die weitere Beurtheilung maßgebende Frage, wo 
diefe Steuer zu entrichten kommt, ſchon von vorneherein entſchleden iſt. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 16. Junk 1870, 3. 
7553, eutſchieden: „daß, nachdem die bloße Vorſchreibung der Eine 
kommenſtener in Trieſt kein ſolches Verhältuiß der außerhalb Trieſt 
wohnenden Bedienſteten und Agenten des Lloyd zur Stadt Trieſt be⸗ 
gründet, aus welcher die Verpflichtung zur Zahlung von Gemeinde⸗ 
umlagen geſolgert werden kann, dadurch allein bei denfelben die Bes 
dingungen, an welche der 8. 28 des Gemeindeſtatutes von Trieſt vom 
Jahre 1850 die Verpflichtung zur Theilnahme an den Gemeindelaſteu, 
knüpft, und die in dem Eintritte in den Gemeindeverband oder bei 
Fremden in diefem Paragraph bezeichneten Porausſetzungen beſtehen. 
nicht eintreten, die Bezüge der außerhalb Trieſt bedienſteten Agenten 
und Beamten des öſterr. Lloyd von den Communal⸗Umlagen der Stadt 
Trieft zur Einkommenſteuer nicht zu kreffen find.“ W. 


Beſteht gegenüber dein Lehrling, welcher nicht in der Hausgenoſſeuſchaft 
ves Lehrherrn lebt (8. 94 Gew.⸗Ordnung), gar keine Verpflichtung zur 
Zahlung don Krankeuverpflegskoſten 7 


G. B., Bildhauerlehrling bei J. Sch., kam aus der Lehre weg 


am 12. December 1866 in das k. k. allgemeine Kraukenhaus in Wien, 
und wurde am 9. April 1867 aus demſelben entlaſſen. Nachdem das 


ärztliche Parere das Vorhandeuſein des Krankheitskeimes bei dem 
Lehrjungen ſchon vor deſſen Eintritt in die Lehre conſtatirte; nach⸗ 
dem weiters B. nur 2½ Monat bei Sch. in der Lehre ſtaud: er⸗ 
kannte der Wiener Magiſtrat, daß Sch. nicht ſchuldig fei, die für B. 
auerlauſeuen Verpflegskoſten zu bezahlen. 

Der n. ö. Landesausſchuß lehnte die Tragung der Verpflegskoſten 
ab und erachtete den Lehrherrn Sch. für zahlungspflichtig. 

Die n. 6. Statthalterei ſprach fih für die Zahlungspflicht Sch's 
aus dem Grunde aus, weil B. erſt während ſeſues Lehrverhältniſſes 
ſpitalsbedürftig geworden, der Lehrherr nach dem Normale vont 
Jahre 1837 ohne Rückſicht nuf die Zeit des Beginneus der Erkran⸗ 
kung die Koſten für die Spitalsbehandlung feines Lehrlings zu 
tragen hat. 

Ueber Recurs des Lehrherrn Sch. zählte das Minifterium des 
Junern den Genanuten mit Erlaß vorn 9. Jult 1870, 3. 8708, in 
Verne auf 8. 94 der Gewerbe⸗Ordnung von der Bezahlung der 

ſerpflegskoſten Ins, „weil ſich ergab, daß B. nicht in der Haus⸗ 
geuoſſeuſchaſt des Lehrherrn lebte.“ J. NM. 


Perſynalien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſtät haben dem k. k. Inſpeckor der Hofgebäude im Beloedere 
Kourad Lag al das Rikterkreuz des Franz Joſefs⸗Ordens verstehen. 

Se. Majeſtät haben dem k. u. k. Miniſteriakſecretär im Reichsfinanz⸗ 
miniſterium Anton Ritter v. Niebauer das Mitterfreug des Franz Safe. 
Ordens verliehen. 

Se, Maſeſtot haben dem Wiener! F Poſtamtscontrplor 
Franz Harn ſchin das goldene Verpienſikreuz mit der Krone verliehen. 

Se. Maſeſtät haben den, ann der Finanzdirection in ae 
Jacob Sikora zum Finanzdireclor daſelbſt mik dem Titel und Charakter eines 
Sberfinonzrathes ernannl, 

Der Miniſter des Innern hat den Bezirkshauptmann zmeiter Ckaſſe 
Nicolaus von Rend ich zum Bezirkshauptmanne erſter Claſſe in Dalmatien 
ernannt. 

Der Miniſter dez Innern hat dem n. 6. Landeskhierarzte Dr. Anton 
Langenbacher die ſiſtemiſirte Stelle des Landesthierarztes für Nieder⸗Oeſter⸗ 
reich verliehen. 

Der Miniſter des Innern hat die durch das Geſeß vom 30. April l. J. 
R. G. B. Nr. 68 ſiſtemſſirte Stelle des Laudeskhierarztes für die Bukowina 
bem dortigen Landesthjerarzte Franz Ned ved verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblakte der „Wiener Zeitung“. 


Gonciptſtenſtelle ärztliche bet der u. b. Gtatthalterei mit 800 fl. Gehalt 
und 200 fl. Quartiergeld jährlich, bis 15. Auguſt J. J. (Amtsblatt Nr. 164) 

Conkrolotsſtelle bei der k. k. Telegrafenhauptſtalſon Prag mit 1100 fl. 
Gehalt und gegen Dienſtescautjon von 400 fl. ö. W. bis 8. August l. J. 
(Amtsblatt Nr. 164.) 

Archivarsſtelle bei dem n. ö. Lottoamte in Mien, Jahresgehalt 1260 fl. 
und 210 fl. Quartiergeld, Caution in Gehaltshöhe bis 8. Auguſt l. J. 
(Anntsblatt Nr. 169 110 170, 

Oberingenieur für den Staatsbaubienft in Tivol und Vorarlberg, 1300 Sl. 
Gehalt, bis 24. Auguſt I. J. (Amtsblatt Nr. 169, 170.) 

Kanzleiofficlalsſtele bei der n. 6, Finanzprocuratur 500 fl. Gehalt, 
150 fl. Quartiergeld, bis 15. Auguſt l. J. (Amtsblatt Nr. 169, 170.) 

Prov. Bau⸗Abfunclenſtelle in Steiermark, 700 fl. jährlich bis 10. Auguſt 
1. J. (Amtsblatt Nr. 168, 170.) 

Drei C onceptsapſunctenſtellen in Oberösterreich und zwar eine in definili⸗ 
ver, die übrigen zwei in proviſorlſcher Eigenſchaft, ſämmklich mit 400 fl. Ges 
halt jahrlich, bis Ende August 1. J. (Amtsblatt Nr. 171.) 

Amisofffcialsſtelle für den Zolldienſt in Oberöſterteich mit 800 fl. Gehalt 
jährlich eventuell 700 fl. und Gautionspflicht ober auch eine Aſſiſtenlenſtelle 
mit 600 fl., eventuell 500 fl. (Amtsblatt Nr. 171. 


Ei Der heutigen Nummer der „Heitſchrift für Ver⸗ 
waltung“ liegt ein Proſpect, betreffend den „Heſterreichiſchen 
Juriſtenſalender pro 1871“ bei, den wir genauer Beach⸗ 
kung empfehlen 
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